
1. Änderungssatzung zur

Satzung zur Entschädigung ehrenamtlich tätiger Bürger der
Verbandsgemeinde Westliche Börde (Entschädigungssatzung)

Gemäß SS 8, 35 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in derderzeit gültigen
Fassung i. V. m. dem Runderlass des Ml vom 16.06.201 4-31.21-10041 sowie der
Kommunal-Entschädigungsverordnung vom 29.05.2019 (GVBI. LSA. S 116) zuletzt
geändert durch Verordnung zur Änderung der Kommunal-Entschädigungsverordnung
vom 08.05 .2020 (GVBI. LSA S. 239) hat der Verbandsgemeinderat in der Sitzung vom
25.03.2021 folgende 1 . Änderung der Entschädigungssatzung beschlossen:
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$ 2 ,,Verbandsgemeinderäte" wird wie folgt geändert:

(2) Finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, darf der Gesamtbetrag an
Sitzungsgeld das 2,S-Fache gem. g 6 Abs. 6 S. 3 oder 4 KomEVo zu gewährende
Sitzungsgeld je Tag nicht überschreiten.
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$ 5 ,,Führungskräfte der Freiwilligen Feuenryehr und der Wassen¡rrehl' wird wie folgt
geändert:

a) Absatz 1 bleibt bis auf Punkt h unverändert, Punkt h erhält folgende Fassung
h) Kinderfeuenruehnruarte der Ortsfeuen¡rehren 40 Euro

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
Die Führungskräfte der Freiwilligen Feuen¡rehr erhalten für ihre ehrenamtliche
Tätigkeit eine anlassbezogene Pauschale bei Vorliegen der festgeschriebenen
Voraussetzungen. Für die jeweilige Funktion wird sie einmal jährlich in
folgender Höhe gewährt:
a) Eingesetzte Zug- oder Verbandsführer 480 Euro
b) Eingesetzte Gruppenführer 240 Euro
c) Gerätewart der Ortsfeuen¡vehr / Wasserwehr 400 Euro
d) Pressesprecher der Gemeindefeuen¡yehr 400 Euro
e) Pressesprecher der Ortsfeuenruehr 240 Euro

c) Nach dem Absatz 2 wird der folgende Absatz eingefügt:

Voraussetzung für die Gewährung der anlassbezogenen Pauschale nach $ 5
Abs. 2 sind neben der Absolvierung von mind. 40 Ausbildungseinheiten der
Standortausbildung entsprechend FwDV 2 innerhalb der Gemeindefeuenruehr
im Zeitraum von 12 Monaten:



a) eingesetzte Zug-
oder
Verbandsführer:

b) eingesetzte
Gruppenführer:

c) Gerätewarte
Ortsfeuerwehr
Wasserwehr:

aktive Beteiligung am
Bereitschaftszugführersystem (mind. fünf
Bereitschaftsdienste im Kalenderjahr) und die
erforderliche funktionsspezifische Fortbildung
entsprechend FwDV 2

Gestaltung und Durchführung von mindestens
vier Ausbildungsveranstaltungen in der
Ortsfeuenruehr im Kalenderjahr sowie die
erforderliche funktionsspezifische Fortbildung
entsprechend FwDV 2

der aktive Arbeit und Teilnahme an mind. 50% der
/ Sitzungen der Gerätewarte auf Ebene der

Verbandsgemeinde

d) Pressesprecher der Teilnahme an mind.
Gemeindefeuenruehr Gemeindewehrleitung

50% der Beratungen der

50% der Beratungen der

Der Gemeindeweh rleiter und d er stel lvertretende Gemei ndeweh rleiter kö n nen
nicht gleichzeitig eine anlassbezogene Pauschale als Zug- oder
Verbandsfüh rer erhalten.

d) Der bisherige Absatz 3 bleibt inhaltlich unverändert und wird Absatz 4

e) Der bisherige Absatz 4 bleibt inhaltlich unverändert und wird Absatz 5
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$ 6 ,,Einsatzkräfte der Feuen¡rehren und Wassenruehren" wird wie folgt geändert:

a) Absatz I erhält folgende Fassung: Die ehrenamtlich tätigen Einsatzkräfte der
Feuerwehr sowie der Wasserwehr erhalten als Aufwandsentschädigung für die
Teilnahme an Einsätzen 6 Euro pro Einsatz. Dauert ein Einsatz länger als 12
Stunden, werden für jeweils angefangene 12 Stunden weitere 6 Euro zusätzlich
erstattet.

e) Pressesprecher der
Ortsfeuenryehr

Teilnahme an mind
Ortswehrleitung

b) Die Absätze 2;3 und 4 bleiben inhaltlich unverändert.
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$ 8 ,,Verfahrensweise zur Abrechnung der nach $$ 6 und 7 gewährten Entschädigung"
wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: Jeweils zum Jahresende wird die Einsatz-
und Dienstbeteiligung der Feuenruehr-ArVasserwehrangehörigen durch die
ortswehrleiter ausgewertet. Die Abrechnungen werden durch den
Gemeindewehrleiter geprüft und vom Verbandsgemeindebürgermeister
genehmigt.

b) Absatz 2 bleibt inhaltlich unverändert.

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: Die Auszahlung der
Aufwandsentschädigungen nach $$ 5 Abs. 2, 6 und 7 erfolgt jeweils zum Beginn
des Dezembers rückwirkend für die vorangegangenen 12 Monate.
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$ 9 ,,Entschädigung für die Aufsichtsperson des Zeltlagers Großalsleben" wird wíe folgt
geändert:

Die Aufsichtsperson für das traditionelle Zeltlager in Großalsleben soll für lhre
Aufgaben

o Betreuung und Aufsicht von max. 30 Kinder bis 14 Jahre pro Durchgang
. 24 Stunden an 5 Wochentagen
. 2 Durchgänge im Jahr
o Vorbereitung, Organisation sowie Abrechnung
o 30 Euro /Tag
. Fachliche Voraussetzung: polizeiliches Führungszeugnis (nicht älter als 3

Monate), J u leica-Schein oder höhe n¡rertige Q ual ifi kation

jährlich 300 Euro als Entschädigung erhalten
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$ 10 ,,Wegfall der pauschalisierten Aufwandsentschädigungen" wird wie folgt geändert:

(1) Wird die ehrenamtliche Tätigkeit bei
- den Verbandsgemeinderäten länger als 3 Monate
- den unter $ 5 Abs. I und 2 genannten Führungskráften der Freiwilligen

Feuerwehr länger als 1 Monat
ununterbrochen nicht ausgeübt, entfällt der Anspruch auf die Zahlung
Aufwandsentschädigung für die über drei Monate hinausgehende Zeit.

erner



(2) entfällt
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$ l1 ,,Verdienstausfallpauschale" wird wie folgt geändert:

(1) Neben der Aufi¡randsentschädigung besteht ein Anspruch auf Ersatz des durch
die Wahrnehmung des Ehrenamtes entstandenen Verdienstausfalls. Erwerbstätigen
Personen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit tatsächlich
entstandene und nachgewiesene entga ngene Arbeitsverd ienst ersetzt.
Selbstständígen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit entstandene
und glaubhaft gemachte Verdienstausfall ersetzt. Die Höhe des Verdienstausfalles
nach den sätzen 2 und 3 ist auf 25,00 EURO pro stunde begrenzt.

(2) Enruerbstätigen Personen und selbstständigen, die die Höhe des
Verdienstausfalles nicht nachweisen oder glaubhaft machen können, wird auf Antrag
der Verdienstausfall in Form eines pauschalen Stundensatzes ersetzt. Die
Verdienstausfallpauschale beträgt 9,00 EURO pro Stunde.

(3) Personen, die keinen Verdienst haben, denen'aber durch die für die
ehrenamtliche Tätigkeit aufgewendete Zeit ein Nachteil entsteht, wird auf Antrag
eine Pauschale in Höhe von 7,50 EURO pro Stunde gewährt.
(Verdienstausfallpauschale gemäß g 35 Absatz 1 Satz2 KVG LSA).

(4) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur
Sozialversicherung soll erstattet werden, soweit dieser zu Lasten des
Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird.

(5) Erstattungen nach Absatz 1 und 2 sind schriftlich zu beantragen
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Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung zum
01.06.2021 in Kraft.
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